
Anfrage über fraqdenstaat zum Thema „Maßgebende Faktoren, die mit der Reform 

von Rundfunkgebühren zu Rundfunkbeiträqen verändert wurden“ 

9. November 2017: Antrag nach LTranspG^^^^^ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bitte senden Sie mir Folgendes zu: 

Übergang von Rundfunkgebühren zu Rundfunkbeiträgen am 1.1.2013: 

Im Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. September 2017 

(Aktenzeichen: 6 B 50/17, abrufbar unter: http://www.bverwq.de/200917B6B50.17.0) 

unter Ziffer 12 wurden maßgebenden Faktoren, die nicht mit dieser Reform verändert 

wurden, genannt. Diese sind: Art, Finanzierungsquelle, Ziel, Kreis oder 

Tätigkeitsbereich der Begünstigten. 

Bitte schicken Sie mir die maßgebenden Faktoren, die mit der Reform von 

Rundfunkgebühren zu Rundfunkbeiträgen verändert wurden. 

Sonst ergibt es keinen Sinn der "Reform", da nichts reformiert wurde. 

Dies ist ein Antrag auf Auskunft bzw. Einsicht nach § 2 Abs. 2 

Landestransparenzgesetz (LTranspG) bzw. nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur 

Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation (VIG), soweit 

Verbraucherinformationen nach § 2 Abs. 1 VIG betroffen sind. 

Ausschlussgründe liegen meines Erachtens nicht vor. 

Sollte diese Anfrage wider Erwarten keine einfache Anfrage sein, bitte ich Sie darum, 

mich vorab über den voraussichtlichen Verwaltungsaufwand sowie die 

voraussichtlichen Kosten für die Akteneinsicht bzw. Aktenauskunft zu informieren. 

Soweit Verbraucherinformationen betroffen sind, bitte ich Sie zu prüfen, ob Sie mir 

die erbetene Akteneinsicht bzw. Aktenauskunft nach § 7 Abs. 1 Satz 2 VIG auf 

elektronischem Wege kostenfrei gewähren können. 

Mit Verweis auf § 12 Abs. 3 Satz 1 LTranspG möchte ich Sie bitten, unverzüglich 

über den Antrag zu entscheiden. Soweit Umwelt- oder Verbraucherinformationen 

betroffen sind, verweise ich auf § 12 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 LTranspG bzw. § 5 Abs. 2 

VIG und bitte Sie, mir die erbetenen Informationen baldmöglichst, spätestens bis zum 

Ablaufeines Monats nach Antragszugang zugänglich zu machen. 



Sollten Sie für diesen Antrag nicht zuständig sein, bitte ich Sie, ihn an die zuständige 

Behörde weiterzuleiten und mich darüber zu unterrichten. Ich bitte Sie um eine 

Antwort in elektronischer Form (E-Mail) und möchte Sie um eine 

Empfangsbestätigung bitten. Vielen Dank für Ihre Mühe! 

Mit freundlichen Grüßen 

Rechtshinweis: Diese E-Mail wurde über den Webservice https://fragdenstaat.de 

versendet. Antworten werden ggf. im Auftrag der Antragstellenden automatisch auf 

dem Internet-Portal veröffentlicht. Falls Sie noch Fragen haben, besuchen Sie 

https://fragdenstaat.de/hilfe/fuer-behoerden/ 

4. Dezember 2017: Antwort der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 

Sehr geehr^^^^^^^^^^ 

Ihren Antrag vom 9. November 2017 beantworten wir wie folgt: 

Die maßgebenden Faktoren, die mit der Reform von Rundfunkgebühren zu Rund- 

funkbeiträgen verändert wurden, finden Sie im 15. und 19. Rundfunk- 

änderungsstaatsvertrag. 

Den 19. Rundfunkänderungsstaatsvertrag haben wir Ihnen bereits mit Email vom 

28. August 2017 übersandt. Dieser Nachricht füge ich den 15. Rundfunkänderungs- 

staatsvertrag bei. 

Darüber hinaus liegen der Staatskanzlei keine Informationen vor. Gerne können Sie 

sich auch an den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit wenden. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

Rechtsbehelfsbelehrung: 



Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Staatskanzlei Rheinland- 

Pfalz, Peter-Altmeier-Allee 1, 55116 Mainz schriftlich oder zur Niederschrift 

einzulegen. 



Fünfzehnter Staatsvertrag

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Fünfzehnter Rundfunk nderungsstaatsvert ag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestad  Bre en,

die Freie und Hansesta t Hamburg,

as Land Hessen,

das Land Mecklenbur -Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das  and Nordrhetn-Westfaien,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Hols ein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staats ertrag:
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Artikel 1
„Run funkbeitragsstaatsvertrag

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Zweck des Rundfunkbeitrags
§ 2 Rundfunkbeitrag im privaten Bereich
§ 3 Wohnung
§ 4 Befreiungen  on der Beitragspflicht, Ermäßigung
§ 5 Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich
§ 6 Betriebsstätte, Beschäftigte
§ 7 Beginn und Ende de  Beitragspflicht, Zahlungsweise, Verj hrung
§ 8 Anzeigepflicht
§ 9 Auskunftsrecht, Satzungsermächtigung
§ 10 Beitragsgläubiger, Schickschuld, Erstattung, Vollstreckung
§ 11 Verwendung personenbezogener Daten

§12 Ordnungs idrigkeiten
§13 Re ision zum Bundes erwaltungsgericht
§ 14 Übe gangsbestimmungen
§ 15 Vertragsdauer, Kündigun 

§1
Zweck des Rundfunkbei rags

Der Rundfunkbeitrag dient der funktionsgerechten Finanzausstattung des öffentlich-
rechtlichen Rundfun s im Sinne von § 12 Abs 1 des Rundfunkstaats ertrages sowie
der Finanzierung der Aufgaben nach § 40 des Rundfunkstaats ertrages.

§2
Rundfunkbeitrag im privaten Bereich

(1) Im privaten Bereich ist für jede Wohnung von deren Inhaber (Beitragsschuidner)
ein Rundfunkbeitrag zu entrichten.

(2) Inhaber einer Wohnung ist jede  olljährige Person,  ie die Wohnun  selbst be¬
wohnt. Als Inhaber wird jede Person ver utet, die

1. dort nach dem Melderecht gemeldet ist oder

2. i  Miet ertrag für die Wohnung als Mieter genannt ist.
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(3) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner entsprechend § 44 der
Abgabenordnung. Die Landesrundfunkanstalt kann von einem anderen als dem bis¬

her in Anspruch ge ommenen Beitragsschuldner für eine Wohnung für zurückliegen¬

e Zeiträume keinen oder nur einen er äßigten Beitrag erheben, wenn dieser das

Vorliegen der Voraussetzungen für eine Befreiung oder Ermäßigung  emäß § 4
Abs. 7 Satz 2 i  Zeitpunkt der Inanspruchnahme nachweist.

(4) Ein Rundfunkbeitrag ist nicht zu entrichten von Beitragsschuldnern, die aufgrund
Artikel 2 des Gesetzes vom 6. August 1964 zu dem  iener Überein ommen vo 

18, April 1961 über di lomatische Beziehungen (BGBL 1964 II S. 957) oder entspre¬
chender Rechtsvorschriften Vorrechte genießen.

§3
ohnung

(1) Wohnung ist unabhängig von der Zahl der darin enthaltenen Räume jede ortsfes¬
te, baulich abgeschlossene Rau einheit, die

1. zum Wohnen oder Schlafen geeignet ist oder genutzt wird und

2. durch einen eigenen Eingang unmittelbar von einem Treppenhaus, eine  Vor¬

raum oder  on außen, nicht ausschlie lich über eine andere Wohnung, betreten

wer en kann.

Nicht ortsfeste Raumeinheiten gelten als Wohnung, wenn sie  ohnungen i  Sinne

des Melderechts sind. Nicht als  ohnung gelten Bauten nach § 3 des Bundesklein¬
gartengesetzes.

(2) Nicht als Wohnung gelten Raumeinheiten in folgenden Betriebsstätten:
1. Raumeinheiten in Gemeinschaftsunterkünften, insbesondere Kasernen, Unter¬

künfte für Asylbewerber, Internate,

. Rau einheiten, die der nicht dauerhaften heim- oder anstaltsm  igen Unter¬

bringung dienen, insbesondere in Behinderten- und Pflegeheimen,

3. Patientenzimmer in Krankenhäusern,

4 Hafträume in Justizvollzugsanstalten und

5 Raumein eiten, die der vorübergehenden Unterbringung in Beherbergungsstät¬

ten dienen, insbesondere Hotel- und Gästezimmer, Fenenwohnungen, Unter¬

künfte in Seminar- und Schulungszentren.
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§4
Befreiungen von der Beitragspfücht, Ermäßigung

(1) Von der Beitragspfücht nach § 2 Abs. 1 werden auf Antrag folgende natürliche
Personen befreit;

1. Em fänger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des Zwölften
Buches des Sozialgesetzbuches (Sozialhilfe) oder nach den §§ 27a oder 27d
des Bundes ersorgungsgesetzes,

2. Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Viertes Ka¬

pitel des  wölften Buches des Sozialgesetzbuches),
3. Empfänger von Sozialgeld oder Arbeitslosengel  II einschließlich  on Leistungen

nach § 22  es Z eiten Buches des Sozial esetzbuches, soweit nicht Zusc läge

nach dessen § 24 gewährt werden, die die Höhe des Rundfunkbeitrages über¬

steigen,

4 Empfänger von Leistungen nach  em Asyibewerberleistungsgesetz,
5. nicht bei den Eltern wohnende Empfänger von

a) Ausbildungsför erung nach dem Bundesausbiidungsförderungsgesetz,
b) Berufsausbildungsbeihilfe nach den §§ 99, 100 Nr. 3 des Dritten Buches des

Sozialgesetzbuc es oder nach dem Vierten Kapitel, Fünfter Abschnitt des
Dritten Buches des Sozialgesetzbuches oder

c) Ausbildungsgeld nach den §§ 104 ff. des Dritten Buches des Sozialgesetz¬
buches,

6. Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne des § 27e des Bun es ersorgun sgesef-

zes,

7. Empfänger von Hilfe zur Pflege n ch de  Siebten Ka itel des Zwölften Buches
des Sozialgesetzbuches oder von Hilfe zur Pflege als Leistung der Kriegsopfer-
fürsorge nach  em Bundesversorgungsgesetz oder von Pflegegeld nach landes¬

gesetzlichen Vorschriften,

8. Empfänger von Pflegezulagen  ach § 267 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes

oder Personen, denen wegen Pflegebedürftigkeit nach § 267 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
Buchstabe c des Lastenausgleichsgesetzes ein Freibetrag zuer annt wird,

9. Volljährige, die im Rahmen einer Leistungsgewährung nach dem Achten Buch
des Sozialgesetzbuches in einer s ationären Einrichtung nach § 45 des Achten
Buches  es Sozialgesetzbuches leben, und

10. taubblinde Menschen und Empfänger  on Blinden ilfe nach § 7  des Zwölften
Buches des Sozialgesetzbuches.

(2) Der Rundfunkbeitrag nach § 2 Abs. 1 wird auf An rag für folgen e natürliche Per¬
sonen auf ein Drittel ermä igt:
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1. blinde oder nicht nur vorübergehend wesentlich sehbehinderte Menschen mit

einem Grad der Behinderung von wenigstens 60  om Hundert allein  egen der

Sehbehinderung,

2. hörgeschädigte Menschen, die gehörlos sind oder denen eine ausreichende

Verständigung überdas Gehör auch mi  Hörhilfen nicht möglich ist, und
3. behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung nicht nur vorübergehend

wenigstens 80 vom Hundert beträgt und die wegen ihres Leidens an öffentlichen
Veranstaltungen ständig nicht teilnehmen können.

Absatz 1  leibt unberührt.

(3) Die dem Antragsteller gewährte Befreiung oder Ermäßigung erstreckt sich inner¬
halb der Wohnung
1. auf  essen Ehegatten,

2. auf den eingetragenen Lebenspartner und

3. auf die Wohnungsinhaber,  ie  ei der Gewährung einer Sozialleistung nach Ab¬
satz 1 als Teil einer Einsatzgemeinschaft i  Sinne des § 19 des Zwölften Bu¬
ches des Sozialgesetzbuches berücksichtigt worden sind.

(4) Die Befreiung o er Ermäßigung beginnt mit dem Ersten des Monats, zu dem der
Gültigkeitszeitraum des Bescheids beginnt, wenn der Antrag inne hal  von zwei  o¬

naten nach de  Erstellungsdatum des Bescheids nach Absatz 7 Satz   gestellt wird.
Wird der Antrag erst zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, so beginnt die Befreiung
oder Ermäßigung mit dem Ersten des Monats, der der Antragstellung folgt. Die Be¬
freiung oder Erm ßigung wird für die Gültigkeitsdauer des Bescheids befristet. Ist der
Bescheid nach Absatz 7 Satz 2 unbefristet, so  ann die Befreiung oder Ermä igung
au  drei Jahre befristet werden, wenn eine Än erung der Umstände möglich ist, die

dem Tatbestand zugrunde liegen

(5)  ird der Bescheid nach Absatz 7 Satz 2 unwirksam, zurückgeno men oder wi¬

derrufen, so endet die Befreiung oder Ermäßigung zum selben  eit unkt. Derartige

U stände sind  om Beitragsschuldner unverzüglich der zuständigen Lan esrund 

funkanstalt  itzuteilen.

(6) Unbeschadet  er Bei ragsbefreiung nach Absatz 1 hat die Landesrundfunkanstalt
in besonderen Härtefätlen auf gesonderten Antrag von der Beitragspflicht zu befrei¬

en.  in Härtefall liegt insbesondere  or, wenn eine Sozialleistung nach Absatz 1 Nr. 1

bis 10 in einem durch die zuständige Behörde erlassenen Bescheid mit der Begrün¬

dung versagt wurde, dass die Einkünfte die jeweilige Bedarfsgrenze u  weniger als

die Höhe des Rundfunkbeitrags überschreiten. Absatz 4 gilt entsprechend.
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(7) Der Antrag auf Befreiung oder Ermäßigung ist vom Beitragsschuidner schriftlich
bei der zuständigen Landesrundfunkanstalt zu steilen. Die Voraussetzungen für die

Befreiung oder Ermäßigung sind durch die entsprechende Bestätigung der Behörde
oder des Leistungsträgers im Original oder durch den entsprechenden Bescheid im
Ori inal oder in beglaubi ter Kopie nachzuweisen; im Falle des Absatzes 1 Nr, 10

1. Alternative genügt eine  rztliche Bescheinigung. Dabei sind auch die Namen der

weiteren  olljährigen Bewohner der Wohnung mitzuteilen

§5
Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich

(1) Im nicht pri aten Bereich ist für jede Betriebsstätte von deren Inhaber (Beitrags¬
schuldner) ein Rundfunkbeitrag nach Maßgabe der folgenden Staffelung zu entrich¬
ten. Die Höhe des zu leistenden Rundfunkbeitrags bemisst sich nach der Zahl der
neben dem Inhaber Beschäftigten und beträgt für eine Betriebsst tte
1 mit keinem oder bis acht Besch ftigten ein Drittel des Rundfunkbeitrags,
2. mit neun bis 19 Beschäftigten einen Rundfunkbeitrag,
3. mit 20  is 49 Besch ftig en zwei Rundfunk eiträge,
4. mit 50 bis 249 Beschäftigten fünf Run funkbeiträge,
5. mit 250 bis  9  Beschäftigten zehn Rundfunkbeiträge,
6. mit 500 bis 999 Beschäftigten 20 Rundfunkbeitr ge,
7. mit 1.000 bis 4.999 Beschäftigten 40 Rundfunkbeiträge,
8. mit 5.000 bis 9.999 Beschäftigten 80 Rundfunkbeiträge,
9  it 10.000 bis 19.999 Beschäf igten 120 Rundfunkbeiträge und
10.  it  0.000 oder mehr Beschäftigten 180 Rundfunkbeitr ge.

(2) Unbeschadet der Beitragspfiicht für Betriebsstätten nach Absatz 1 ist jeweils ein
Drittel des Rundfunkbeitrags zu entrichten vom
1. Inhaber einer Betriebsst tte für jedes darin befindliche Hotel- und G stezimmer

und für jede Fenenwohnung zur vorübergehenden entgeltlichen Beherbergung

Dritter ab der z eiten Raumeinheit und

2. Inhaber eines Kraftfahrzeugs (Beitragssc uldner) für jedes zugelassene Kraft¬

fahrzeug, das zu gewerblichen Zwecken oder einer anderen selbstän igen Er¬

werbst tigkeit oder zu gemeinnützi en oder öffentlichen Zwecken des Inhabers
genutzt wird; auf den Umfan  der Nutzung zu  iesen Zwecken kommt es nicht

an; Kraftfahrzeuge sind Personenkraftwagen, Lastkraftwagen und Omnibusse;

ausgenommen sind Omnibusse, die für den öffentlichen Personennahverke r

nach § 2 des Gesetzes zur Regionalisierung des öffentlichen Personennahver¬

kehrs eingesetzt werden.
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Ein Rundfunkbe/trag nach Satz 1 Nr 2 ist nicht zu entrichten für jeweils ein Kraftfahr¬
zeug für jede beitragspflichtige Betriebsstätte des Inhabers.

(3) Für jede Betriebsstätte folgender Einrichtungen gilt Absatz 1 mit der Maßgabe,
dass höchstens ein Rundfunkbeitrag zu entrichten ist:

1. gemeinnützige Einrichtungen für behinderte  enschen, insbesondere Heime,

Ausbil ungsstätten oder Wer stätten für behin erte Menschen,

2. gemeinnützige Einrichtungen der Jugendhüfe im Sinne des Kinder- und Jugend¬

hilfegesetzes (Achtes Buch des Sozialgesetzbuches),
3. gemeinnützige Einrichtungen für Suchtkranke, der Altenhilfe, für Nichtsesshafte

und Durchwandererheime,

4. eingetragene gemeinnützige Vereine und Stiftungen,

5. öffentliche allgemeinbildende oder  erufsbil en e Schulen, staatlich genehmigte
o er anerkannte E satzschulen oder Ergänzun sschulen, soweit sie auf ge¬

meinnütziger Grundlage arbeiten, sowie Hochschulen nach dem Hochschulrah¬

mengesetz und

6. Feuerwehr, Polizei, Bundeswehr, Zivil- und Katastrophenschutz.

Damit ist auch die Beitragspflicht für auf die Einrichtung zugeiassene K aftfahr e ge
abgegolten. Die Gemeinnützigkeit im Sinne der Abgabenordnung ist der zuständigen
Landesrundfunkanstalt auf Verlangen nachzuweisen.

(4) Auf Antrag ist ein Rundfun beitrag nach Absatz 1 und 2 insoweit nicht zu entrich¬
ten, als der Inhaber glaubhaft macht und auf Verlan en nachweist, dass die Be¬

triebsstätte län er als  rei zusammenhängende volle Kalen e monate vorüber e¬

hend stillgelegt ist. Das Nähere regelt die Satzung nach § 9 Abs. 2.

(5) Ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 ist nicht zu entrichten für Betriebsstätten
1. die gottesdienstlichen  wecken gewidmet sind,

2. in denen kein Arbeitsplatz eingerichtet ist oder

3. die sich innerhalb einer beitragspflichtigen Wo nung befinden, für die bereits ein
Rundfunkbeitrag entrichtet wird.

(6) Ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 und 2 ist nicht zu entrichten von
1. den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, den Landesmedienanstalten oder

den nach Landesrecht zugelassenen  rivaten Rundfunkveranstaltern o er

-anbietern oder

2. diplomatischen Vertretungen (Botschaft, Konsulat) eines ausl ndischen Staates
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§6
Betriebsstätte, Beschäftigte

(1) Betriebsstätte ist jede zu einem eigenstän igen, nicht ausschließlich privaten
Zweck bestimmte oder genutzte ortsfeste Raumeinheit oder Fläche innerhalb einer
Raumeinheit Dabei gelten mehrere Raumeinheiten auf einem Grundstück oder auf
zusammenhängenden Grundstücken, die de selben Inhaber  u urechnen sind, als

eine Betriebsstätte. Auf den U fang der Nutzung zu den jeweiligen nicht privaten
Zwecken sowie auf eine Gewinnerzielungsabsicht oder eine steuerliche Veranlagung

des Beitragsschul ners  omm  es nicht an.

(2) Inhaber  er Betriebsstätte ist die natürliche oder juristische Person, die die Be¬
triebsstätte im eigenen Namen nutzt oder in  eren Namen die Betriebsstätte genutzt
wird. Ais Inhaber wird vermu et, wer für diese Betriebsst tte in einem  egister, ins¬

besondere Handels-, Gewerbe-, Vereins- oder Partnerschaftsregister eingetragen ist.

Inhaber eines Kraftfahrzeugs ist derjenige, auf  en  as Kraftfahrzeug zugelassen ist.

(3) Als Betriebsstätte gilt auch jedes zu gewerblichen Zwecken genutzte Motorschiff.

(4) Beschäftigte sind alle im Jahresdurchschnitt sozial ersicherungspfiichtig Beschäf¬
tigten sowie Bediensteten in einem öffentlich-rechtlichen Dienst erhältnis mit Aus¬

nahme der Auszubil en en.

§7
Beginn un  Ende der Beitragspflicht, Zahlungsweise, Verjährung

(1) Die Pflicht zur Entrichtung des Rundfunkbeitrags beginnt mit dem Ersten des Mo¬
nats, in  em der Beitragsschuldner erstmals die Wohnung, die Betriebsstätte oder

das Kraftfahrzeug innehat, Das innehaben eines Kraftfahrzeugs beginnt mit dem Ers¬

ten des Monats, in dem es auf den Beitragsschuldner zugelassen wir .

(2) Die Beitragspflicht endet mit dem Ablauf des  onats, in dem das Innehaben der
Wohnung, der Betriebsst tte oder des Kraf fahrzeugs durch den Beitragsschul ner
endet, jedoch nicht  or de  Ablauf des  onats, in dem dies der zust ndigen Lan-

desrundfunkanstait angezeigt worden ist. Das innehaben eines Kraftfahrzeugs endet

mit dem Ablauf des  onats, in dem die Zulassung auf den Beitragsschuldner en et.

(3) Der Rundfunkbeitrag ist  onatlich geschuldet Er ist in der  itte eines Dreimo¬
natszeitraums für jeweils drei Monate zu leisten.
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(4) Die Verjährung der Beitragsforderung ric tet sich nac  den Vorschriften des Bür¬
gerlichen Gesetzbuches über die regelmäßige Verjährung.

§8
Anzeigepflicht

(1) Das Innehaben einer Wohnung, einer Betriebsst tte oder eines beitragspflichti¬

gen Kraftfahrzeugs ist unverzüglich schriftlich der zuständigen Landesrun funkan-

stait anzuzeigen (Anmeldung); entsprechendes gilt für jede Änderung der Daten
nach Absatz 4 (Änderungsmeldung). Eine Änderung der Anzahl der im Jah esdurch¬
schnitt des vorangegangenen Kalenderjahres sozial ersicherungs flichtig Beschäf¬

tigten nach Absatz 4 Nr. 7 ist jeweils bis zum 31. März eines Jahres anzuzeigen, die¬

se Änderung wi kt ab dem 1. Ap il des jeweiligen Jahres.

(2) Das Ende des Innehabens einer  ohnung, einer Betriebsstätte oder eines bei¬

tragspflichti en Kraftfahrzeugs ist der zust n igen Landesrundfunkanstalt unverzüg¬
lich schriftlich anzuzeigen (Abmeldung).

(3) Die Anzeige eines Beitragsschuldners für eine Wohnung, eine Betrieb stätte oder
ein Kraftfahrzeug wir t auch für weitere anzeigepflichtige Beitragsschuldner, sofern

sich für die Wohnung, die Betriebsstätte oder das Kraftfahrzeug keine Änderung der
Beitragspflicht ergibt.

(4) Bei der Anzeige hat der Beitragsschuldner der zuständigen Landesrundfunkan-
stait folgende, im Einzelfali erfo derliche Daten  itzuteilen und auf Verlangen nach¬

zu eisen;

1. Vor- und Familienname sowie frühere Namen, unter denen eine Anmeldung be¬

stand,

2. Tag der Geburt,

3. Vor- und Familienname oder Firma und Anschrift des Beitragsschuldners und

seines gesetzlichen Vertreters,

4. gegenwärtige Anschrift jeder Betriebsstätte und jeder Wohnung, einsc ließlich
aller vorhandenen Angaben zur Lage der Wohnung,

5. letzte der Landesrundfunkanstait ge eldete Anschrift des Beitragsschuldners,

6. vollst ndige Bezeichnung des Inhabers der Betriebsstätte,

. Anzahl der Beschäftigten der Betriebsstätte,

8. Beitragsnum er,

9. Datum des Beginns des Innehabens der Wohnung,  er Betriebsstätte oder des

beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs,
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10. Zugehörigkeit zu den Branchen und Einrichtungen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
und Abs. 3 Satz 1,

11. Anzahl der beitragspflichtigen Hotel- und Gästezimmer und Ferienwohnungen

und

12. Anzahl und Zulassungsort der beitragspflich igen Kraftfahrzeuge

(5) Bei der Abmeldung sind zusätzlich folgende Daten mitzuteilen un  auf Verlangen
nachzuw isen:

1. Datum des Endes des Innehabens der Wohnung, der Betriebsstätte oder des

beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs,
2. der die Abmeldung begründende Lebenssachverhait und

3. die Beitragsnummer des für die neue Wohnung in Ans ruch genom enen Bei-

tragssc uidners.

§9
Auskunftsrecht, Satzungsermächtigung

(1) Die zustän ige Lan esrundfunkanstalt kann von je em Beitragsschuldner oder
on Personen oder Rechtsträgern, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte  orliegen,

dass sie Beitragsschuldner sind und dies nicht oder nicht umfassend angezei t ha¬

ben, Auskunft ü er die in § 8 Abs. 4 genannten Daten verlangen. Kann die zust ndi¬

ge Landesrundfunkanstalt den Inhaber einer  ohnung oder einer Betriebsst tte nicht

feststellen, ist der Eigentümer oder der  ergleichbar dinglich Berechtigte der Wo ¬
nung oder des Grun stücks, auf dem sich die Betriebsstätte befindet, verpflichtet, de 
Landesrundfunkanstalt Auskunft über den tats chlichen Inhaber der  ohnung oder
der Betriebsstät e zu erteilen. Bei Wohnungseigentumsgemeinschaften kann die

Auskunft auch  om  erwalter verlangt werden. Die Landesrundfunkanstalt kann mit

ihrem Aus unfts erlangen neben den in § 8 Abs. 4 und 5 genannten Daten i  Ein-

zelfall weitere Daten erheben, soweit dies nach Sa z 1 erforderlich ist; § 11 Abs. 5 gilt
entsprechend. Die Landesrundfunkanstalt kann für die Tatsachen nach Satz 1 un 

die Daten nach Satz 4 Nachweise fordern Der Anspruch auf Auskunft und Nachwei¬

se kann im Verwaltungszwangsverfahren durchgesetzt werden.

(2) Die zuständige Landesrun funkanstalt wird erm chtigt, Einzelheiten des Verfah¬
rens

1. der Anzeigepflicht,

2. zur  eistung des Rundfunkbeitrags, zur Befreiung von der Rundfunkbeitrags-

pflicht oder zu deren Er  ßigung,

3.  er Erfüllung von Auskunfts- und Nachweispflichten,

4. der Kontrolle der Beitragspflicht,
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5. der Erhebung von Zinsen, Kosten un  Säumniszuschlägen und

6. in den übrigen in diesem Staatsvertrag genannten Fällen

durch Satzung zu regeln. Die Satzung bedarf der Genehmigung der für die
Rechtsaufsicht zuständigen Behörde und ist in den amtlichen Verkündungsblättern
der die Landesrundfunka stalt tragenden Länder zu veröffentlichen. Die Satzungen

der Landesrundfunkanstalten sollen übereinstimmen.

§ 10
Beitragsgi ubiger, Schickschuld, Erstattung, Vollstrec ung

(1) Das Aufkommen aus de  Rundfunkbeitrag steh  der Landesrundfunkanstalt und
in dem i  Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag bestimmten Umfang dem Zweiten

Deutschen Fernsehen (ZDF), dem Deutschlandradio sowie der Landesmedienanstalt
zu, in deren Bereich sich die Wohnung oder die Betriebsstätte des Beitragsschuld¬

ners befindet oder das Kraftfahrzeug zugeiassen ist.

(2) Der Rundfunkbeitrag ist an  ie zust ndige Landesrundfunkanstalt als Schick¬
schuld zu entrichten. Die Landesrundfunkanstalt führt die Anteile, die dem ZDF, dem
Deutschlandradio und der Landesmedienanstalt zustehen, an diese ab.

(3) Soweit ein Rundfun beifrag ohne rechtlichen Grund entrichtet  ur e,  ann derje¬

nige, auf dessen Rechnung die  ahlung bewirkt worden ist, von der durch die Zah¬

lung bereicherten Landesrundfunkanstalt die  rstattung des entrichteten Betrages

fordern. Er trägt insoweit die Darlegungs- und Beweislast. Der Erstattungsanspruch

verjährt nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches Über die regelmäßige

Verjährung.

(4) Das ZDF, das Deuischiandradio und die Landesmedienanstalten tragen die auf
sie entfallenden Anteile der Kosten des Beitragseinzugs und der nach Absatz 3 e ¬
statteten Beträge

(5) Rückst ndige Rundfunkbeitr ge werden durch die zuständige Lan esrundfunk¬
anstalt festgesetzt. Festsetzungsbeschei e  önnen stattdessen auch von der Lan¬

desrundfun anstalt im eigenen Namen erlassen werden, in deren Anstaitsbereich

sich zur Zeit des Erlasses des Bescheides die Wo nung, die Betriebsst tte oder  er
Sitz (§ 17 der Zivilprozessordnung) des Beitragsschuldners befindet.

(6) Festsetzungsbeschei e werden im Verwaltungsvollstreckun sverfahren  oll¬

streckt. Ersuchen um Vollstreckungshilfe gegen Beitragsschul ner, deren Wohnsitz

oder Sitz in anderen Ländern liegt, können von der zust ndigen Landesrundfunkan-
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stalt unmittelbar an die für den Wohnsitz oder den Sitz des Beitragsschuldners zu¬

ständige Vollstreckungsbehörde gerichtet werden.

(7) Jede Landesrundfunkanstalt nimmt die ihr nach diesem Staats ertrag zugewiese¬
nen Aufgaben und die damit verbundenen Rechte und Pflichten ganz oder teilweise

durch die im Rahmen einer nichtrechtsfähigen öffe tlich-rechtlichen Verwaltungsge¬
meinschaft betriebene Steile der öffe tlich-rechtlichen Landesrundfunkanstaiten
selbst wahr. Die Lan esrun funkanstait ist er ächtigt, einzelne Täti keiten bei der

Durchführung des Beitragseinzugs und der Er ittlung  on Beitragsschuldnern auf
Dritte zu übertragen und das Nähere durch die Satzung nach § 9 Abs. 2 zu regeln.

Die Landesrundfunkanstait kann eine Übertragun   on Tätigkeiten auf Dritte nach
Satz 2 ausschließen, die durch Erfolgshonorare o er auf Provisionsbasis vergütet

werden.

§11
Verwendung personenbezogener Daten

(1) Beauftra t die Landesrundfunkanstait Dritte  it Tätigkeiten  ei der Durchführung
des Beitragseinzugs oder der Ermittlung von Beitragsschuldnem, die der Anzeige-

pfiicht nach § 8 Abs. 1 nicht oder nicht vollständig nachgekommen sind, so gelten für
die Erhebung, Verar eitung und Nutzung der dafür erforderlichen Daten die für die
Datenverar eitung im Auftrag anwend aren Besti mungen.

(2) Beauftragen die Landesrundfunkanstaiten eine Stelle nach § 10 Abs 7 Satz 1 mit
Tätigkeiten bei der Durchführung des Beitragseinzugs und der Ermittlung von Bei¬
tragsschuldnern, ist dort unbeschadet der Zust n igkeit des nach Landesrecht für
die Landesrundfu kanstait zust ndigen Datenschutzbeauftragten ein behördlicher
Datensc ut beauftragter zu bestellen. Er arbeitet zur Gewährleistung des Daten¬

schutzes  it dem nach  andesrecht für die Landesrun funkanstait zuständigen Da¬

tenschutzbeauftragten zusammen und un errichtet diesen über Verstöße gegen Da¬

tenschu zvorschrif en sowie die dagegen getroffenen Ma nahmen. Im Übrigen gelte 

die für den beh rdlichen Datenschutzbeauftragten an endbaren Bestim ungen des
Bun esdatenschutzgesetzes entsprechend

(3) Die zust ndige Landesrundfunkanstait darf  on ihr gespeicherte personenbezo¬

gene Daten der Beitragsschuldner an andere Landesrundfunkanstaiten auch i 

Rahmen eines automatisierten Abruf erfahrens ü ermitteln, soweit dies zur recht¬

mäßigen Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden oder der empfangenden Lan¬

desrundfunkanstait beim Beit agseinzug erforderlich ist. Es ist aufzuzeichnen, an
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welche Stellen, wann und aus welchem Grund welche personenbezogenen Daten

übermittelt worden sind.

(4) Die zuständige Landesrundfunkanstalt kann im Wege des Ersuchens für Zwecke
der Beitragserhebung sowie zur Feststellung, ob eine Beitragspflicht nach diese 
S aats ertrag besteht, personenbezogene Daten bei öffentlichen und nichtöffentli¬

chen Steilen ohne Kenntnis des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen. Vor¬

aussetzung dafür ist, dass

1. die Datenbestände dazu geeignet sind, Rückschlüsse auf die Beitragspflicht zu¬

zulassen, insbeson ere  urch Abgleich mit de  Bestand der bei den Landes¬

rundfunkanstalten gemeldeten Beitragsschuldner, und

2. sich die Daten auf Angaben beschränken, die der Anzeigepflicht nach § 8 unter¬

liegen und kein er ennbarer Grund zu der Annah e besteht, dass der Betroffe¬

ne ein schutz ürdiges Interesse an dem Ausschluss der Erhebung, Verarbeitung

oder Nutzung hat.

Die Erhebung, Verar eitung oder Nutzung bei den Meldebehörden beschränkt sich
auf die in § 14  bs. 9 Nr. 1  is 8 genannten Daten. Daten,  ie Rückschlüsse auf tat¬

sächliche oder persönliche Verhältnisse liefern k nnten, dürfen nicht an die übermit¬

telnde Stelle rückübe mittelt werden Das Verfahren der regel äßigen Datenüber¬
ittlung durch die Meldebehörden nach den Meidegesetzen oder Meldedatenüber¬

mittlungs erordnungen der Länder bleibt unberührt. Die Daten Betroffener, für die

e ne Aus unftssperre gespeichert ist,  ürfen nicht übermittelt werden.

(5) Die Landesrundfunkanstalt darf die in Absatz 4 und in § 4 Abs. 7, § 8 Abs. 4 und
5 und § 9 Abs. 1 gena nten Daten und sonstige freiwillig übermittelte Daten nur für
die Erfüllung  er ihr nach diesem Staatsvertrag obliegenden Aufgaben erheben, ver¬

arbeiten oder  utzen. Die erhobenen Daten sind unverzüglich  u löschen, wenn fest¬

steht, dass sie nicht mehr benötigt werden oder eine Beitragspflicht  em Grunde
nach nicht besteht. Nicht überprüfte Daten sind spätestens nach zwölf Monaten zu

löschen. Jeder Beitragsschuldner erhält eine Anmeldebestätigung mit den für die Bei¬
tragserhe ung erforderlichen Daten.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer  orsätzlich oder fahrlässig
1. den Beginn der Beitragspflicht entgegen § 8 Abs. 1 und 3 nicht innerhalb eines

Monats anzeigt,

der Anzeigepflicht nach § 14 Abs. 2 nicht nachgekommen ist oder



14-

3. den fälligen Rundfunkbeitrag länger als sechs Monate ganz oder teilweise nicht

leistet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.

(3) Die Ordnungs idrigkeit wird nur auf Antrag der Landesrundfunkanstalt verfolgt,

sie ist vom Ausgang des Verfahrens zu benachrichtigen.

(4) Daten über Ordnungs idrigkeiten sind von  er Lan esrun fun anstalt unverzüg¬

lich nach Abschluss des jeweiligen Verfahrens zu löschen.

§13
Revision zum Bundesver altungsgericht

in einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zu  Bundesver altu gsgericht
auch darauf gestützt werden, dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung der

Bestim ungen dieses Staatsvertrages beruht.

§14
Übergangsbestimmungen

(1) Jeder nach den Bestimmungen des Run fun gebührenstaatsvertrages als priva¬

ter Rundfunkteilnehmer ge eldeten natürlichen Person obliegt es, ab dem 1. Januar

2012 der zuständigen Landesrun funkanstalt schriftlich alle Tatsachen anzuzeigen,
die Grund und Höhe der Beitragspflicht nach diesem Staatsvertra  ab de  1. Januar

2013  etreffen, soweit die Tatsachen zur Be ründung oder zum Wegfall der Bei¬

tragspflicht o er zu einer Erhöhung oder  erringerung der Beitragsschul  führen.

(2) Jede nach den Bestimmungen des Rundfunkgebührenstaatsvertrags als nicht¬
privater Rundfunkteilnehmer gemeldete natürliche oder juristische Person ist ab dem
1. Januar 2012 auf Verlangen der zuständigen Landesrundfunkanstalt  erpflichtet, ihr

schriftlich alle Tatsachen anzuzeigen, die Grund und Höhe der Beitragspflicht nach

diesem Staatsvertrag ab dem 1, Januar 2013 betreffen.

(3) Soweit der Beitragsschuldner den Anforderungen von Absatz 1 oder 2 nicht nach¬

gekommen ist, wird vermute , dass jede nach den Bestimmungen des bis zum 31.

Dezember 2012 geltenden Rundfunk ebührenstaatsvertrags als

1. privater Rundfunkteilnehmer ge eldete Person nach Maßgabe von § 2 dieses
Staatsvertrages oder
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2. nicht privater Rundfunkteilnehmer gemeldete natürliche oder juristische Person

nach Maßgabe von § 6 dieses Staats ertrages,

unter der bei der zuständigen Landesrun funkanstait geführten Anschrift ab Inkraft¬
treten dieses Staats ertrages Beitragsschuidner nach den Bestimmungen dieses

Staats ertrages ist. Eine Abmel ung  it Wirkung für  ie Zukunft bleibt hiervon unbe¬
rührt.

(4) Soweit  er Beitragsschuldner den Anforderungen von Absatz 1 oder 2 nicht nach¬
ge o men ist, wird  ermutet, dass sich die Höhe des ab 1. Januar 2013 zu entrich¬

tenden Rundfunkbeitrags nach der Höhe der bis zum 31. Dezem er 2012 zu entrich¬

enden Run funkgebühr bemisst; min estens ist ein Beitrag in Höhe eines Rund¬
funkbeitrages zu entrichten. Soweit der Beitragsschuldner bisher aufgrund  er Rege¬

lung des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 und 8 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages von
der Rundfunkgebührenpfiicht befreit war, wird vermutet, dass er mit Inkrafttreten die¬

ses Staatsvertrages gemäß § 4 Abs. 2 ein Drittel des Rundfunkbeitrags zu zahlen
hat.

(5) Die Vermutungen nach Absatz 3 oder 4 können widerlegt werden. Auf Verlangen
der Landesrundfunkanstait sind die behaupteten Tatsachen nachzuweisen. Eine Er¬

stattung bereits geleisteter Rundfunkbeiträge kann vom Beitragsschuldner nur bis
zum 31 Dezember 2014 geltend gemacht wer en.

(6) Die bei der zuständigen Landesrundfunkanstait für den Rundfunkgebühreneinzug
gespeicherten Daten und Daten nac  Absatz 1 und 2 dürfen von den Landesrund¬

funkanstalten in dem nach diesem Staatsvertrag erforderlichen und zulässigen Um¬

fang verarbeitet un  genutzt werden. Die erteilten Lastschrift- oder Einzugsermächti¬

gungen sowie Man ate bieiben für den Einzug der Rundfunkbeiträge bestehen.

(7) Bestandskräftige Rundfunkgebührenbefreiungs escheide nach § 6 Abs 1 Satz 1
Nr. 1 bis 6 und 9 bis 11  es Run funkgebührenstaatsvertrages gelten  is zum A lauf
ihrer Gültigkeit als Rundfun beitragsbefreiungen nach § 4 Abs, 1.

(8) Eine Befreiun  von der Rundfunkgebührenpflicht nach § 5 Abs 7 des Rundfunk¬
gebührenstaatsvertrages endet zum 31. Dezember 2012. Soweit Einrichtungen nach

§ 5 Abs. 3 bei Inkrafttreten dieses Staatsvertrages nach Art. 7 Abs. 2 Satz 1 des

15. Rundfunkänderungsstaatsvertrages  on der Rundfunkge ühren fiicht nach § 5

Abs. 7 des Rundfunkge ührenstaatsvertrages befreit waren, gilt für deren Betriebs¬

stätten der Nachweis nach § 5 Abs. 3 Satz 3 als erbracht.

(9) Um einen ein aligen Abgleich zum Zwecke der Bestands- und Ersterfassung zu

ermöglichen, übermittelt jede Meidebehörde für einen bundesweit einheitlichen Stich-
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tag automatisiert innerhalb von längstens zwei Jahren ab dem Inkrafttreten dieses

Staats ertrages gegen Kostenerstattu g einmalig in standardisierter Form die nach¬

folgenden Daten aller volljährigen Personen an die jeweils zuständige Landesrund-

funkanstaft:
1 Familienname,

2. Vornamen unter Bezeichnung des Rufnamens,

3 frühere Namen,

4. Doktorgrad,

5. Fa ilienstand,

6. Tag der Geburt,

1. gegenwärtige und letzte Anschrift  on Haupt- und Nebenwohnungen, einschließ¬

lich aller  orhandenen An aben zur Lage der Wohnung, und

8. Tag des Einzugs in die Wohnung
Hat die zuständige Landesrundfunkanstalt nach  em Ab leich für eine  ohnung ei¬

nen Beitragsschuldner festgestellt, hat sie  ie Daten der übrigen dort wohnen en

Personen un erzüglich zu löschen, sobald das Beitragskonto ausgeglichen ist. Im

Übrigen darf sie die Daten zur Feststellung eines Beitragsschuldners für eine Woh¬

nung nutzen, für die bislang kein Beitra sschuldner festgestellt wurde; Satz 2 gilt
entsprechend. Die Landesrundfun a stalt  arf  ie Daten auch zur Aktualisierung

oder Ergänzung von bereits vorhandenen Teilnehmerdaten nutzen. § 11 Abs. 5 Satz

2 und 3 gilt entsprechend.

(10) Die Landesrundfunkanstalten dürfen bis zum 31. Dezember 2014 keine Adress-
daten pri ater Personen ankaufen.

(11) Die Vorschriften des Rundfunkgebührenstaatsvertrages bleiben auf Sachverhal¬
te anwendbar, nach denen bis zu  31, Dezember 2012 noch keine Run funkgebüh¬

ren entrichtet oder erstattet wurden.

§15
Vertragsdauer, Kündigung

Dieser Staafsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Er  ann  on jede  der  ertragsschlie¬

ßenden Länder zum Schluss des Kalen erjahres mit einer Frist von einem Jahr ge¬

kün igt werden. Die Kün igung  ann erstmals zum 31. Dezember 2014 erfolgen.

Wird der Staatsvertrag zu diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann die Kündigung mit
gleicher Frist jeweils zu einem zwei  ah e späteren Zeitpunkt e folgen. Die Kündi¬
gung ist gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu
er lären. Die Kündigun  eines Lan es lässt das Ver ragsverh ltnis de  übrigen Län¬

der zueinander unberührt, jedoch  ann jedes der übrigen Länder den Vertrag binnen
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etner Frist von drei Monaten nach Eingang der Kündigungserklärung zum gleichen

Zeitpunkt kündigen. 

Artikel 2
Aufhebung  es Rundfunkgebührenstaatsvertrages

Der Rundfunkgebührenstaats ertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch
den Zwölften Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 18. Dezember 2008, wir  aufge¬

hoben.

Artikel 3
Änderung des Rundfunkstaatsvertra es

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31 August 1991, zuletzt geändert durch den Vier¬

zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 10. Juni 2010, wird wie folgt geän¬

dert;

1. I  Inhalts erzeichnis wird § 16 wie folgt neu gefasst:

„Dauer der Werbung, Sponsoring .

2. In § 8a Abs. 1 Satz 6 wird der Verweis auf „§ 13 Abs. 1 Satz 3" durch den Ver¬

weis auf „§ 13 Satz 3" ersetzt.

3. In § 1  Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „die Rundfunkgebühr  durch die Wörter
„den Rundfunkbeitrag  erset t.

4. § 13 wird wie folgt neu gefasst:

»§13
Finanzierung

Der  ffentlich-rechtliche Rundfunk finanziert sich durch Rundfunkbeiträge, Ein¬
nahmen aus Rundfunkwerbung und sonstigen Einnahmen; vor angige Finanzie¬

rungsquelle ist der Rundfun beitrag. Programme und Angebote im Rahmen sei¬

nes Auftrags gegen besonderes Ent elt sind unzulässig; ausgenommen hiervon

sind Be leitmaterialien. Einnahmen aus dem Angebot von Teiefonmehrwert-

diensten dürfen nicht erzielt wer en. 
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5. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nr 4 wird das Wort „Gebührenerträge" durch das Wort „Beitrags-

erträge" ersetzt.

b) In Absatz 5 wird das Wort „Ge ührenfestsetzung" durch das Wort „Beitra s¬

festsetzung  ersetzt.

6. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§16
Dauer der Werbung, Sponsoring".

b) Es wird folgender neuer Absatz 6 angefügt:

„(6) Sponsoring findet nach 20.00 Uhr sowie an Sonntagen und im ganzen
Bundesgebiet anerkannten Feiertagen im Fernsehen nicht statt; dies gilt nicht
für das Sponsoring der Übertragung von Großereignissen nach § 4 Abs. 2, 

7. In § 43 Satz 2 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr" durch die Wörter „dem
Rundfunkbeitrag  ersetzt.

8 § 52 b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a Halbsatz 1 wird das Wort „gebührenfi¬
nanzierten  durch das Wort „beitragsfina zierten1  ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort „gebührenfinanzierten" durch das
Wort „beitragsfinanzierten   ersetzt.

c) In Absatz   Satz 2 Nr. 1 wird das Wort „gebührenfinanzierten" durc  das Wort

„beitragsfinanzierten" ersetzt.

9. § 62 wird wie folgt geändert-

a) In Absatz 1 Satz 6 wird das Wort „Rundfunkgebührenstaatsvertrag“  urch das
Wort „Rundfunkbeitragsstaats ertrag“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 5 wird das Wort „Rundfunkgebührenstaats ertrag" durch das
Wort „Rundfunkbeitragsstaats ertrag" ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
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aa) in Satz 1 wird das Wort „Rundfunkgebührenerhöhung  durch das Wort

„Rundfunkbeitragserhöhung“ ersetzt.

bb) in Satz 5 wi d das  ort „Rundfunkgebührenstaatsvertrag  durch das  ort
„Rundfunkbeitragsstaatsvertrag" ersetzt.

cc) In Satz 6 wird die Angabe „§ 13 Abs 2 sowie  gestrichen.

10. In § 64 Satz 1 werden die Wörter „an der Rundfunkgebühr"  urch die Wörter „am

Rundfunkbeitrag" ersetzt.

Artikel 4
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

In § 29 des ZDF-Staatsvertrages vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den

Zwölften Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 18. Dezember 2008, werden die

Wörter „der Fernsehgebühr  durch die Wörter „dem Rundfunkbeitrag" ersetzt.

Artikel 5
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

In § 29 Satz 1 des Deutschlandradio-Staats ertrages vom 17. Juni 1993, zuletzt ge¬

ndert durch den Vierzehnten Rundfunk nderungsstaatsvertrag vom 10. Juni 2010,

werden die  örter „der Rundfunkgebühr  durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags"

ersetzt.

Artikel 6
Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vo  26. August bis 11. Septe ber 1996,

zuletzt geändert durch den Zwölften Rundfunk nderungsstaatsvertrag vom 18. De¬

zember 2008, wird wie folgt geändert.

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt ge n ert.

a) In  er Überschrift  es I. Abschnitts werden die  örter „zur Rundfunkgebühr"

durch die Wörter „zum Rundfunkbeitrag  ersetzt.
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b) In der Überschrift des il Abschnitts werden die Wörter „der Rundfunkgebühr 
durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags" ersetzt.

c) § 8 wird wie folgt neu gefasst;

„Höhe des Rundfun beitrags .

2. in der Überschrift des I. Abschnitts  erden die Wörter „zur Rundfunk ebühr"

durch die Wörter „zum Rundfunkbeitrag  ersetzt.

3. § 1 wird wie folgt geändert.

a) in Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gebührenfestsetzu g  durch das Wort „Bei¬
tragsfestsetzung“ ersetzt.

b) in Absatz 3 Satz 3 werden die W rter „der Run funkgebühren  durch die
Wörter „des Rundfunkbeitrags“ ersetzt.

c) In Absatz 4 wird das Wort „Gebühreneinnahmen“ durch das Wort

„Beitragseinnahmen" ersetzt.

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) in Satz 2 wird das Wort „Ge ühren  durch das Wort „Beiträgen" ersetz .

bb) In Satz 3 wird das Wort „Ge ührenperiode“ jeweils durch das Wort „Bei-

tragsperiode  ersetzt.

b) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 4 werden die Wörter „der Rundfunkge ühr“ durch die
örter „des Rundfunkbeitrags  erset t.

bb) In Satz 6 wir   as Wort „Gebühren" durch das Wort „Beiträge“ ersetzt.

5. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert;

a) In Satz 1 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr  durch die Wörter „dem
Rundfunkbeitrag“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden  ie Wörter „der  undfunkgebühr  durch die Wörter „des
Rundfunkbeitrags“ ersetzt.
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6. In § 7 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Gebührenvorschlag" durch das Wort „Bei-

tragsvorschlag  ersetzt.

7. in der Überschrift zum li. Abschnitt werden die Wörter „der Rundfunkgebühr"

durch  ie Wörter „des Rundfunkbeitrags  ersetzt.

8. § 8 wird wie folgt neu gefasst:

»§8
Höhe des Rundfunkbeitrags

Die Höhe des Rundfunkbeitrags ist vorbehaltlich einer Neufestsetzung im Verfah¬
ren nach § 3 auf monatlich 17,98 Euro festgesetzt."

. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Von dem Aufko men aus de  Rundfunkbeitrag erhalten vorbehaltlich ei¬
ner Neufestsetzung im Verfahren nach § 3 die in der ARD zusam enge¬

schlossenen Lan esrundfunkanstalten einen Anteil von 72,6295 vom Hun ert,

das ZDF einen Anteil von 24,7579 vom Hundert und die Körperschaft des öf¬
fentlichen Rechts „Deutschlandradio ' einen Anteil  on 2,6126 vom Hundert. 

b) Absatz 2 wird gestrichen

c) Der bishe ige Absatz 3 wird der neue Absatz 2 und in Satz 1 wird das Wort
„Fernsehgebührenauf om  n'1  urch das Wort „Run funkbeitragsaufkom¬

men“ er etzt.

10. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Höhe des Anteils der Landesmedienanstalten beträgt 1,8 89 vom Hun¬

dert des Rundfunkbeitragsaufkommens,"

b) In Satz 3 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr"  urch die Wörter „de 
Rundfunkbeitrag" ersetzt.

11. In § 14 Satz 1 wird das Wort „ARD-Nettogebührenaufkommens  durch das Wort

„ARD-Nettobeitragsaufkommens" ersetzt.
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Artikel 7
Kündigung, Inkrafttreten, Neu ekan tmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 enthaltenen Staatsvertrages sowie der in Arti¬
kel 3 bis 6 geänderten Staatsverträ e sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor¬

schriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Die Vorschriften nach § 14
Abs. 1, 2 und 6 des Rundfun beitragsstaatsvertrages treten am 1.  anuar 2012 in

Kraft. Sind bis zum 31. Dezember 2011 nicht alle Ratifikationsurkund n bei der
Staatskanzlei des Vorsitzenden de  Ministerpräsidenten onferenz hinterlegt, wird der

Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staats anzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz teilt den
Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsur unden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages, ZDF-
Staatsvertrages, Deutschlandradio-Staatsvertrages und Rundfunkfinanzierungs¬

staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den Artikeln 3 bis 6 ergibt,  it neuem

Datum bekannt zu machen
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Für den Freistaat Bayern:

Für das Land Berlin:

Für das Land Brandenburg:

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Für die Freie und Hansesta t Hamburg:
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Fürdas Land Hessen:

den

Für das Lan  Mecklenburg-Vorpommern:

, den

Für das Land Niedersachsen:

den Ä 2.ö' ö

Für das Land Nordrhein-Westfalen.

r ,

, den

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Ä f.l;  den Äbj.k 

Für das Saarland:

...'i&tf.&x* 

/

den
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Für das Land Sachsen-Anhalt:

Für das Land Schleswig-Holstein:

den

Für den Freistaat Thüringen.
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Protokollerklärung aller Länder

1 Die Länder weisen darauf hin, dass finanzieü leistungsfähige Menschen mit Be¬

hinderungen einen ermäßigten Beitrag in Höhe von einem Drittel des Rundfunk¬
beitrags zu entrichten haben, sofern sie nicht einen Befreiungsgrund geltend ma¬

chen können. Damit soll die Finanzierung barrierefreier Angebote erleichtert wer¬

den. Die Länder erwarten, dass ARD, ZDF und Deutschlandradio hierzu ihren

Dialog mit  en betroffenen Verbänden mit dem Ziel intensivieren, ihr diesbezügli¬

ches Angebot auszuweiten, und hierüber regelmäßig berichten In diesem  u¬

sam enhang erwarten die Länder auch, dass die privaten Veranstalter von bun¬

desweit verbreitete  Rundfun  ihr barrlerefreies Angebot verbessern.

2. Die finanziellen Auswirkungen des  odellwechsels bei der Finanzierung des öf¬

fentlich-rechtlichen Rundfunks werden mit de  19. KEF-Bericht festgestelit. Un¬

mittelbar anschließend werden die Länder auf dieser Grundlage eine Evaluierung

durchführen. Die Evaluierung soll unter Mit irkung einer unabhängigen Stelle,

die durch öffentliche Ausschreibung ermittelt wird, erfolgen. Die Evaluierung um¬

fasst insbesondere die Entwicklung der Erträge aus dem Rundfunkbeitrag, die

jeweiligen Anteile der privaten Haushalte, der Privatwirtschaft und der öffentli¬
chen Hand am Gesamter rag. Dabei werden auch die Notwendigkeit und Ausge¬

wogenheit der Anknüpfungstatbest nde, darunter  ie Beitragspfücht für Kraft¬

fahrzeuge, geprüft.

3. Auf der Basis des 19. KEF-Berichts und der aktualisierten Zahlen soll auch die

Frage der Werbung und des Sponsorings im öffentlich-rechtlichen Rundfunk ent¬

schieden werden. Dabei soll auch die Frage einer stufenweise weiteren Reduzie¬

rung behandelt werden. Gleichzeitig nehmen die Länder in Aussicht, die Auswir¬

kungen der in § 16 Abs 6 Halbsatz 2 des Rundfunkstaatsvertrages vorgesehe¬

nen Beschränkung der Sponsoring-Möglichkeiten im öffentlich-rechtlichen Rund¬

funk zu prüfen. Dabei soll insbesondere geprüft  erden, o  eine  alente Sportbe¬

rich erstattung auch über bedeutende regionale, nationale und internationale

Sportereignisse jenseits  es Katalogs des § 4 Abs. 2 des Run funkstaatsvertra¬

ges, entsprechende Refinanzierungsmöglichkeiten der betroffenen Sportverbän¬

de und die  ettbewerbsf higkeit Deutschlands bei der Bewerbung um internati¬

onale Sportereignisse nach wie  or gewahrt sind.

4. Die L nd r werden ferner überprüfen, inwieweit die ARD ihre Zusagen hinsicht¬

lich eines internen Leistun sausgleichs u gesetzt hat (insbesondere Punkt I. 6.

Spstr 3 der Eckpunkte zur Neuordnung  er Finanzierung des öffentlich-rechtli¬

chen Rundfunks),
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Protokoilerklärung der Freien und Hansestadt Hamburg, des Landes Nieder¬

sachsen,  es Freistaates Sachsen und des Landes Sachsen-Anhalt

Die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Niedersachsen, der Freistaat Sachsen

und das Land Sachsen-Anhait unterstreichen, dass für die Akzeptanz des neuen Fi¬

nanzierungssystems eine aufkom ensneutrale Gestaltung entschei end ist Etwaige

im Zuge der Neuordnung der Rundfunkfinanzierung entstehende Mehreinnahmen

werden daher für eine Reduzierung der Belastung von Bürgern und Unternehmen

genutzt werden

Die Systemumstellung auf die Haushalts- und Bet iebsstättenabgabe entlastet die
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nicht da on, Qualität und U fang ihrer An¬
gebote fortlaufend kritisch zu überprüfen und sich dabei im Interesse des Beitrags¬
zahlers an einer engen Definition des Grundversorgungsauftrags zu orientieren.

Protokollerklärung des Landes Schleswig-Holstein

Das Land Schleswig-Holstein erklärt ergänzend zu Ziffer 2 der Protokoilerkl rung
aller L nder: „Ziel ist es, letztere entwe er ganz entfallen zu lassen oder in die Bei¬

tragsstaffelung nach § 5 zu integrieren, zumal die Nicht-Veranlagung nicht privat ge¬

nutzter Kfz insbesondere auch den Verwaltungsaulwand bei der GEZ un  bei den

Betroffenen reduzieren wird. 


